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Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU 

zur dritten Beratung des Entwurfs eines Neunundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (29. ÄndG LAG) 
- Drucksachen 8/1518, 8/1532, 8/2078, 8/2335 -  

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag legt im Interesse der notwendigen Betreuung 
und Eingliederung der Vertriebenen und Flüchtlinge Wert auf 
eine sachgerechte und zügige Bearbeitung und Abwicklung der 
Neuanträge der Aussiedler und der späten Zuwanderer aus 
Mitteldeutschland im Bereich der Schadensfeststellung und der 
Zuerkennung der Hauptentschädigung. Zur Wahrung des Ver-
trauensschutzes hält er es für Geschädigte, die vor vielen Jah-
ren Feststellungsanträge gestellt haben, nach den Änderungen 
der 29. Lastenausgleichsnovelle für geboten, daß nunmehr auch 
die bisher nicht erledigten Altfälle in kürzester Frist entschieden 
werden. Die Bundesregierung möge insbesondere die Länder 
und die an der Durchführung des Lastenausgleichs beteiligten. 
Gebietskörperschaften ersuchen, dies durch entsprechende Maß-
nahmen zur Wahrung der angemessenen personellen Ausstat-
tung bei der Ausgleichsverwaltung und den für die Begutach-
tung zuständigen Vororten, Heimatauskunftstellen und Aus-
kunftstellen sicherzustellen. 

Bonn, den 7. Dezember 1978 

Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 




